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Die Europäische Union hat sich bis 2050 insgesamt 
ehrgeizige Ziele gesteckt, um das Transeuropäische 
Verkehrsnetz aufzubauen: so soll die Hälfte des 
Güterverkehrs von der Straße auf die Schiene oder 
Wasserwege umgelenkt werden. Schwerpunkt einer 
milliardenschweren EU-Bezuschussung „Connecting-
Europe-Facility“ (CEF) ist darum der Aufbau eines 
Kernnetzes für Güterverkehr mit neun 
Verkehrskorridoren bis 2030. Davon betreffen 6 die 
Bundesrepublik Deutschland.

Quelle: Schiennetz 2025/2030, UBA Texte 42/2010 
http://www.uba.de/uba-info-medien/4005.html  

Hauptverkehrskorridore 
Schienengüterverkehr
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Betroffenheit der Kommunen durch Lärm am Beispiel der
Betuweroute – Projekt ABS 46/2 - Bestandteil des trans-
europäischen Netzes für den Hochgeschwindigkeitsverkehr

Die TEN 
(Transeuropäischen Netze) 
mit modernster 
Technologie sollen den 
grenzüberschreitenden 
Schienenverkehr 
vereinheitlichen, Europa 
näher zusammen bringen 
und die europäische 
Wirtschaft stärken.
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Ganz aktuell zwei Bundestagsbeschlüsse zur Rheintalbahn und 
zu den transeuropäischen Güterverkehrstrassen

BT-Drs. 18/7364 und BT-Drs. 18/7365, Bundestagsbeschlüsse vom 28.1.2016

Bundestag erkennt die Notwendigkeit, der Abstimmung von 
Eisenbahnplanungen mit den Betroffenen und wendet sich – auch angesichts 
der EU-Bezuschussung - gegen eine ausschließlich an einer Kostenoptimierung 
orientierten Planung der transeuropäischen Eisenbahntrassen für den 
Güterverkehr.

Mehrkosten für die Rheintalbahn ca. 1,5 Milliarden Euro (insb. Güterzugtunnel 
in Offenburg für den Lärmschutz)

Neueste Entwicklungen aufgrund der Bundestagsbeschlüsse in der Betuwe
Region:
http://www.derwesten.de/staedte/nachrichten-aus-wesel-hamminkeln-und-
schermbeck/betuwe-anlieger-schreiben-hannelore-kraft-id11550449.html

http://www.derwesten.de/staedte/nachrichten-aus-wesel-hamminkeln-und-schermbeck/betuwe-anlieger-schreiben-hannelore-kraft-id11550449.html


Derzeitige Lärmbelastung im Bereich der Betuwe
Ausbaustrecke
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Emissionsmessung an der Bahnstrecke Oberhausen -
Emmerich

(dargestellt sind Punktwerte jeweils für den Tag und die Nacht, aus 
Gründen der Übersichtlichkeit werden die Daten als Liniendiagramm 

dargestellt)

Tagwerte 6 Uhr -22 Uhr

Messdatum Tagwerte Nachtwerte

01.12.2015 66 68 Dienstag

02.12.2015 67 68 Mittwoch

03.12.2015 65 68 Donnerstag

04.12.2015 67 68 Freitag

05.12.2015 66 60 Samstag

06.12.2015 64 66 Sonntag

07.12.2015 67 68 Montag

08.12.2015 68 69 Dienstag

09.12.2015 67 67 Mittwoch

10.12.2015 67 67 Donnerstag

11.12.2015 67 67 Freitag

Diese Graphik zeigt die Mittelungspegel an, der zu den verschiedenen 
Zeiten in 25m Entfernung von der Gleismitte einer zweigleisigen Strecke 
in Hamminkeln in 3.5m Höhe über der Schienenoberkante gemessen 
wurden (Güter- und Personenverkehr)

Beispielhafte Auflistung einzelner 
Messergebnisse
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Quelle: Windelberg, Messstation Hamminkeln - Plädoyer für einen Vergleich von 
Messung und Berechnung bei Schienenverkehrslärm, 2012 
www.windelberg.de/forschung/laermmessung.html X Spitzenpegel für Güterzüge 

(G), Personenzüge (P)
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Quelle: Spreng,  Physiologisch-Medizinische Folgen durch Lärmeinwirkungen, Lärmschutz 
Expertenhearing,  Bamberg 2012 
https://www.stadt.bamberg.de/media/custom/1829_6601_1.PDF?1353922834
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Maßgeblich für die immissionsschutzrechtliche Bewertung ist der Beurteilungspegel

Eine Vielzahl von Schallereignissen wird zunächst in Form eines einzelnen Wertes 
zusammengefasst (Mittelungspegel). Beim Schienenlärm jeweils für die Tag- und 
Nachtzeit.

Der Mittelungspegel wird dann auf der Grundlage verschiedener Parameter 
bewertet [u.U. noch auf der Grundlage der Schall 03 1990 Berücksichtigung z.B. 
des Schienenbonus von 5 dB(A)] und so der Beurteilungspegel ermittelt.

Beispiel: Fahren in einer Nacht 15 Regionalzüge mit Spitzenpegeln von 81 dB(A), 
so ergibt sich ein Mittelungspegel von 67 dB (A).

Beurteilungspegel
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Derzeitiger Beurteilungspegel (34. BImSchV) in Voerde
http://laermkartierung1.eisenbahn-
bundesamt.de/mb3/app.php/applicat
ion/eba 
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Quelle: DB 
Netz AG 
(www.em
merich-
oberhause
n.de, 
Newsletter 
4/2015)

Veränderung der Beurteilungspegel an der Betuwe durch aktiven 
Schallschutz

http://www.emmerich-oberhausen.de/
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Systematik immissionsschutzrechtlicher Regelungen zum Schutz 
vor Verkehrslärm (3 Stufen)

1. Stufe
Zunächst und vorrangig sind auf der ersten Stufe auf der Grundlage des § 50 
BImSchG Lärmeinwirkungen auf Wohngebiete und sonstige schutzbedürftige 
Gebiete bei der Trassierung von Verkehrswegen, insbesondere durch 
Trennung der konfligierenden Nutzungen, möglichst zu vermeiden.

Praktische Anwendung/Rechtscharakter: 
Die Regelung beinhaltet allerdings kein zwingendes Recht, sondern lediglich eine 
Abwägungsdirektive.  Die Anforderungen des § 50 BImSchG können daher im Rahmen der 
planerischen Abwägung durch gegenläufige Belange von hohem Gewicht überwunden werden 
(Siehe nur BVerwG, Urt. vom 19.4.2012 – R CN 3/11, NVwZ 2012, 1338 ff.).

Bedeutung für die von einer Fachplanung  ( z.B. eisenbahnrechtliche Planfeststellung) 
betroffenen Kommunen:
Von einer Fachplanung betroffenen Gemeinden vermittelt die Regelung des § 50 BImSchG keine 
subjektiven, im gerichtlichen Verfahren wehrfähige, Rechte. Insofern dienen die Vorgaben des §
50 BImSchG lediglich öffentlichen, nicht jedoch dem Schutz gemeindlicher Interessen (BVerwG, 
Urt. vom 9.2.2005 – 9 A 62/09, NVwZ 2005, 813, juris Rn. 46).



Anwendung des Trennungsgrundsatzes bei der Betuwe Route 
(1. Stufe)
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Neubau einer Parallel zur Autobahn  A3 verlaufende Trasse wurde mit folgenden 
Argumenten verworfen :

Konsequenz: Durchgehende Erweiterung der bestehenden Strecke zwischen 
Oberhausen und Emmerich um mindestens ein weiteres Gleis (andere 
Vorgehensweise allerdings bei der Rheintalbahn in Baden-Württemberg). 

1. Wesentlich höhere Kosten der Errichtung einer weiteren Eisenbahnstrecke 
im Vergleich zum dreigleisigen Ausbau

2. Höherer Flächenverbrauch einer Neubaustrecke gegenüber einem Ausbau
3. Größere Beanspruchung von Naturschutz- und FFH Gebieten, Zielsetzung 

der Bündelung von Verkehrswegen des § 1 Abs. 5 BNatSchG bzw. § 2 Abs. 1 
Nr. 12 LG NRW würde verfehlt

4. Bau einer neuen Strecke würde dazu führen, dass die Bestandsstrecke 
keinen Lärmschutz erhalten und gleichzeitig neue Lärmbetroffenheiten
erzeugt  werden würden (und weiter mit einem hohen Güterzuganteil 
genutzt werden würde)

5. Höhengleiche Kreuzungen im Bereich der bestehenden Bestandsstrecke 
würden nicht beseitigt
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Soweit eine Trennung von Nutzungen, die schädliche Umwelteinwirkungen 
vermeidet,  nicht möglich ist, greift auf der zweiten Stufe der in § 41 Abs. 1 
BImSchG normierte Grundsatz, dass beim Bau oder der wesentlichen 
Änderung von öffentlichen Straßen sicherzustellen ist, dass keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden, die 
nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. 

Anwendungsbereich des § 41 BImSchG: 
Der Vorrang aktiven Lärmschutzes besteht lediglich für den Fall des Baus oder der 
wesentlichen Änderung von Verkehrswegen. Für bestehende Verkehrsanlagen gelten 
die § 41 ff. BImSchG nicht, so dass sich daraus auch keine Lärmsanierungsansprüche 
ableiten lassen.
Konkretisierung des Begriffs der wesentlichen Änderung durch § 1 Abs. 2 der 16. 
BImSchV

§ 1 Anwendungsbereich
(1) Die Verordnung gilt für den Bau oder die wesentliche Änderung von öffentlichen Straßen sowie von
Schienenwegen der Eisenbahnen und Straßenbahnen (Straßen und Schienenwege).
(2) Die Änderung ist wesentlich, wenn
1. eine Straße um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen für den Kraftfahrzeugverkehr oder ein
Schienenweg um ein oder mehrere durchgehende Gleise baulich erweitert wird oder
2. durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden Verkehrsweg
ausgehenden Verkehrslärms um mindestens 3 Dezibel (A) oder auf mindestens 70 Dezibel (A) am Tage oder
mindestens 60 Dezibel (A) in der Nacht erhöht wird.
Eine Änderung ist auch wesentlich, wenn der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden Verkehrsweg
ausgehenden Verkehrslärms von mindestens 70 Dezibel (A) am Tage oder 60 Dezibel (A) in der Nacht durch
einen erheblichen baulichen Eingriff erhöht wird; dies gilt nicht in Gewerbegebieten.

2. Stufe – Verpflichtung zur Realisierung aktiven Lärmschutzes
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§ 41 BImschG i.V.m. der 16. BImSchV bezieht sich allerdings nur auf die 
durch den Bau oder die wesentliche Änderung eines Verkehrsweges 
unmittelbar betroffenen Nachbarn, so dass insoweit, außerhalb des 
planfestgestellten Bereichs, auf der Grundlage der genannten Regelung, 
keine Lärmschutzansprüche geltend gemacht werden können. Eine 
Verpflichtung u.U. gleichwohl Regelungen zum Schutz von in weiter 
entfernten Bereichen betroffenen Streckenanliegern vorzusehen, kann 
sich aber aus den allgemeinen Vorgaben des Abwägungsgebots ergeben 
(BVerwG, Urt. vom 21.11.2013 – 7 A 28/12, juris Rn. 43).

§ 41 BImSchG vermittelt betroffenen Gemeinden keine  direkten 
Ansprüche auf Realisierung bestimmter Lärmschutzmaßnahmen. Diese 
können aber eine ordnungsgemäße Abwägung ihrer Belange im 
Zusammenhang mit der Zunahme von Lärmimmissionen beanspruchen 
(Storost, DVBl. 2013 S. 281, 286). Allerdings muss es auch eine betroffene 
Gemeinde, aufgrund des Gesichtspunkts der Vorbelastung, hinnehmen, 
dass eine vorhandene Strecke weiter ausgelastet wird (VGH München, Urt. 
vom 14.10.2014 – 22 A 13.40069, juris Rn. 60).

Anwendungsbereich des § 41 BImSchG
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Schematische Zusammenfassung der Voraussetzungen für einen Anspruch auf 
Lärmschutz auf der Grundlage de §§ 41 ff. BImSchG i.V.m. der 16. BImSchV

Quelle: Lärmschutz im 
Schienenverkehr, BMVI
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Das Vorbringen der Kläger, es habe hinsichtlich der Bahnstrecke mit ihrer Vorbelastung 
und dem Lärmzuwachs nie eine Abwägung mit ihren Grundrechten auf Eigentum und 
körperliche Unversehrtheit gegeben, zeigt ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des 
angefochtenen Urteils nicht auf. Zutreffend hat das Verwaltungsgericht das Bestehen 
von Ansprüchen auf Lärmschutzmaßnahmen verneint. Denn § 41 BImSchG enthält 
keine Dauerverpflichtung, dass durch den Bau oder die wesentliche Änderung 
öffentlicher Straßen sowie von Eisenbahnen etc. keine schädlichen Umwelt-
einwirkungen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden dürfen, die nach dem 
Stand der Technik vermeidbar sind, sondern greift allein im Zeitpunkt des Baus oder 
der wesentlichen Änderung.

Keine Anwendung des § 41 BImSchG auf Bestandsstrecken – entschieden mit 
Bezug auf die Betuwe-Route - OVG NRW, B. v. 2.9.2014 – 16 A 546/14

Auch Planergänzungsansprüche auf der Grundlage des § 75 Abs. 2 VwVfG können 
bei Bahnstrecken, die vor Inkrafttreten des VwVfG (1.1.1977) errichtet wurden, nicht 
eingreifen.

Konsequenz: Verweis auf den Zivilrechtsweg. Aktuell wurde vom LG Bochum 
den Anwohnern einer Bahnstrecke ein Anspruch mit Bezug auf die 
Realisierung passiver Lärmschutzmaßnahmen zuerkannt (ein Rechtsstreit 
bezüglich der Betuwe ist beim LG Duisburg anhängig). Beim OLG Hamm 
streiten die Parteien in der Berufungsinstanz darüber, ob darüber hinaus auch 
aktive Lärmschutzmaßnahmen oder auch Geschwindigkeitsbeschränkungen 
zivilrechtlich beansprucht werden können. (http://www.wa.de/nordrhein-westfalen/streit-

bahnlaerm-ruhrgebiet-anwohner-klagen-hamm-gegen-db-tochter-6088023.html)
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Problematik Betuwe: Anwendungsbereich des § 41 
BImSchG bei der sog. Blockverdichtung eröffnet?

Quelle: Newsletter Emmerich-Oberhausen, Nr. 3/2013, DB Netze, S. 1 abrufbar 
unter: emmerich-oberhausen.de
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Rechtliche Problematik: Beinhaltet die Installation der für die 
Blockverdichtung notwendigen Technik ein erheblicher baulicher 
Eingriff, der den Anwendungsbereich des § 41 BImSchG eröffnet?

Realisierung der Blockverdichtung im Zuge des Ausbaus der Betuwe Strecke:
Befürchtung der von dem Betuwe-Ausbau betroffenen Kommunen, dass die 
Blockverdichtung in Betrieb genommen wird und sich damit die 
Güterzugzahlen stark erhöhen, ohne dass zuvor aktiver Lärmschutz an der 
Strecke realisiert wurde.
Zusage der Bahn: Blockverdichtung nur zusammen mit der Planfeststellung 
für das dritte Gleis

OVG NRW, Urt. vom 21.11.2012 – 16 D 28/10.AK mit Bezug auf die Errichtung 
eines elektronischen Stellwerks und den Einbau einer Weiche:

Die Annahme eines erheblichen baulichen Eingriffs dürfte daran scheitern, dass das - auch in 
räumlicher Hinsicht in keinem Zusammenhang mit der Weiche stehende - Elektronische 
Stellwerk schon nicht unter den engen immissionsschutzrechtlichen Begriff des Schienenwegs 
fallen dürfte. Dieser Begriff ist nicht identisch mit dem vom Gesetzgeber in § 18 Abs. 1 S. 1 
AEG als Legaldefinition eingeführten Terminus "Betriebsanlagen der Eisenbahn". Zum 
Schienenweg in diesem Sinne zählt nur die Gleisanlage mit ihrem Unter- und Oberbau 
einschließlich einer Oberleitung (Konsequenz dieser Entscheidung wohl, dass 
Blockverdichtung kein erheblicher baulicher Eingriff ist, da Signaltechnik nicht den Unter-
oder Oberbau bzw. die Oberleitung betrifft).

Blockverdichtung als erheblicher baulicher Eingriff?
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Nach anderer Auffassung liegt ein erheblicher baulicher Eingriff auch dann vor, wenn die 
technische Ausstattung einer Schienenverbindung durch umfängliche bauliche 
Maßnahmen am Gleiskörper, etwa durch Änderungen der Kabelführungs-
systeme/Kabelschächte und Signalfundamente im Gleisunterbau geändert wird, wie dies 
etwa für die Durchführung einer sog. Blockverdichtung notwendig wäre (so Ennuschat, 
Bahnstrecken für den Hochgeschwindigkeitsverkehr, Aktuelle Rechtsfragen des Eisenbahn-
und Immissionsschutzrechts, 2011, S. 41 f, abrufbar: 
http://www.voerde.de/C1256ED1003CEB07/files/rechtsfragen-betuwe-ennuschat.pdf/$file/rechtsfragen-betuwe-

ennuschat.pdf?OpenElement ). 
Mit der Einbeziehung der Blockverdichtung in den Begriff des „erheblichen baulichen 
Eingriffs“ soll nach dieser weiteren Auffassung dem Umstand Rechnung getragen werden, 
dass diese eine Erhöhung der Streckenkapazität bezweckt und infolge dessen aufgrund 
höherer Zugzahlen dann auch eine Zunahme der Lärmimmissionen zu erwarten ist.

Abweichende Auffassung in der Literatur zur Anwendbarkeit 
des § 41 BImSchG bei der Realisierung einer Blockverdichtung

Ergebnis: Auffassung, dass die Blockverdichtung eine 
wesentliche Änderung beinhaltet, sicherlich vorzugswürdig 
aber – vor dem Hintergrund der bisherigen Rechtsprechung –
nur schwer durchzusetzen.
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Beim Bau oder der wesentlichen Änderung eines 
Verkehrsweges einzuhaltende Grenzwerte

§ 2 Immissionsgrenzwerte (16. BImSchV)
(1) Zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche ist bei
dem Bau oder der wesentlichen Änderung sicherzustellen, daß
der Beurteilungspegel einen der folgenden
Immissionsgrenzwerte nicht überschreitet:
Tag Nacht
1. an Krankenhäusern, Schulen, Kurheimen und Altenheimen
57 Dezibel (A) 47 Dezibel (A)
2. in reinen und allgemeinen Wohngebieten und 
Kleinsiedlungsgebieten
59 Dezibel (A) 49 Dezibel (A)
3. in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten
64 Dezibel (A) 54 Dezibel (A)
4. in Gewerbegebieten
69 Dezibel (A) 59 Dezibel (A)
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Lärmprognose

In die Betrachtung einzubeziehen sind nur die von dem zu ändernden Verkehrsweg 
ausgehenden Immissionen. Nur soweit Lärm aus verschiedenen Lärmquellen die 
Grenze zur Gesundheitsbeeinträchtigung überschreitet, ist eine Gesamtbetrachtung 
vorzunehmen (BVerwG, Beschl. vom 25.6.2013 – 4 BN 21/13, juris Rn. 3; 
Vallendar/Wurster, in: Hermes/Sellner, AEG, § 18 Rn. 185 f.). 

Die Beurteilungspegel für Straßen und Schienenwege ist unter Anwendung des in den 
Anlagen zur 16. BImSchV enthaltenen Verfahrens zu berechnen (§ 3 16. BImSchV). Es 
kommt insofern nicht auf einzelne Messergebnisse an. Auf ein Berechnungsverfahren 
wird deshalb abgestellt, weil es gegenüber einer Messung zuverlässigere Ergebnisse 
liefert. Dies schon allein deshalb, weil die Verkehrsbelastung stark schwanken kann und 
die Immissionsmessung auch – je nach den jeweiligen Wetterverhältnissen –
unterschiedliche Ergebnisse liefert.
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Bindungswirkung der in den Anlagen zur 16. BImSchV 
geregelten Berechnungsvorschriften

Die Rechtsprechung geht davon aus, dass die fehlende Berücksichtigung 
bestimmter Effekte im Rahmen der maßgeblichen Berechnungsvorschriften 
nicht dazu führt, dass der Betroffene eine Überschreitung der maßgeblichen 
Immissionsgrenzwerte geltend machen kann (BVerwG, Urt. vom 15.12.2011 – 7 
A 11/10, NVwZ 2012, 1120). 
Der von Lärmimmissionen Betroffene kann sich daher z.B. nicht darauf 
berufen, dass die Schallreflexionen einer hochabsorbierenden Lärmschutzwand 
auf der Grundlage der Schall 03/1990 keine Berücksichtigung finden.* Dies 
wird damit begründet, dass dem Gesetz- und Verordnungsgeber bei der 
Beurteilung der Zumutbarkeit von Lärmimmissionen ein weiter 
Beurteilungsspielraum zustehe, der erst dann überschritten sei, wenn evident 
das angestrebte Schutzziel verfehlt werde. Solange dies nicht der Fall sei, sei 
für die Planfeststellungsbehörde das jeweils in den Anlagen zur 16. BImSchV 
festgelegte Berechnungsverfahren maßgeblich (BVerwG, Urt. vom 15.12.2011 –
7 A 11/10, NVwZ 2012, 1120).

* Die Schall 03 1990 ist gemäß § 4 Abs. 3 der 16. BImSchV vom 18.12.2014 auf bis zum 31.12.2014  bereits eröffnete 

Planfeststellungsverfahren, bei denen die Planauslegung bereits öffentlich bekannt gemacht wurde, weiterhin anzuwenden. 
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Unterschiede bezüglich der Ermittlung der Beurteilungspegel 
unter Berücksichtigung der Schallreflexion (Schall 03 alt und neu)

Quelle: Erläuterungsbericht zur Schall 03 (neu), Stand: 23.2.2015, 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur.
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Praktische Konsequenzen der Annahme eines Beurteilungsspielraums 
des Verordnungsgebers 

Die Rechtsprechung beanstandet die Kriterien für die Festlegung des 
Beurteilungspegels, insbesondere die Berücksichtigung des Schienbonus, nicht 
BVerwG, Urt. vom 21.12.2010 – 7 A 14/09, NVwZ 2011 S. 676).

Die nur eingeschränkte Berücksichtigung von Schallreflexionen bei der alten 
Schall 03 1990 wurde, zumindest für den Fall der Reflexion von einer 
hochabsorbierenden Lärmschutzwand – wie bereits ausgeführt -, von der 
Rechtsprechung akzeptiert (BVerwG, Urt. vom 15.12.2011 – 7 A 11/10, NVwZ
2012, 1120). In einem solchen Fall sind die Effekte allerdings eher gering.

Problem: Ist dem, auch angesichts der nunmehr vorgesehenen umfangreicheren 
Berücksichtigung von Schallreflexionen in der neuen Schall 03, auch im Falle von 
Schallreflexionen durch Gebäude zu folgen? Hier erfolgt u.U. bei relativ 
schallharten Flächen und der Reflexion von Schall nur eine Verminderung des 
reflektierten Schalls von 1 dB(A) und sind u.U. Gebäudeteile bzw. Wohnräume, 
bei denen ansonsten passive Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen werden 
müssten, betroffen. Durfte insofern allein das Argument der Vermeidung der 
Kosten für die Umstellung laufender Planfeststellungsverfahren als 
Rechtfertigung für die Übergangsregelung in § 3 der 16. BImSchV ausreichen?
Ist die fehlende Berücksichtigung neuer Lärmschutztechniken in bereits 
laufenden Planfeststellungsverfahren (bis Ende 2014) verhältnismäßig bzw. 
sachangemessen?
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Rechtlicher Prüfungsmaßstab für die Übergangsbestimmung des § 3 der 16. BImSchV für 
laufende Planfeststellungsverfahren

Verfassungsrecht: Verletzung von grundrechtlichen Schutzpflichten zum Schutz 
von Leben und körperlicher Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 1 GG)? Angesichts des 
noch vorhandenen Abstands der geltenden Regelungen, insbesondere des 
Schienenbonus, zur nachweislichen Grenze der Gesundheitsschädlichkeit wohl 
eher nicht.
Bezüglich der Mittelungspegel und der Vorgaben der 16. BImSchV für die 
Bewertung der Schallimmissionen zur Ermittlung des Beurteilungspegels geht die 
Rechtsprechung davon aus, dass kein evidenter wissenschaftlicher 
Erkenntnisstand gegeben sei, dass die Schutzbestimmungen nicht ausreichend 
seien (siehe nur BVerwG, Urt. vom 21.12.2010 – 7 A 14/09, NVwZ 2011 S. 676) .
Die Zulässigkeit von Stichtagsregelungen ist auch anhand der Vorgaben des 
Gleichheitssatzes des Art. 3 GG zu beurteilen. Allerdings geht das Bundesver-
fassungsgericht davon aus, dass die mit der formellen Starre einer Stichtags-
regelung verbundene zwangsläufige Härte grundsätzlich hinzunehmen ist (BVerfG 
101, 239 (270). Diese muss jedoch zumindest im Hinblick auf das System der 
Gesamtregelung gerechtfertigt sein (BVerfGE 89, 283 (296 ff.). Bezüglich der 
Beibehaltung der alten Schall 03 für laufende Planfeststellungs-verfahren. was in 
der Konsequenz dazu führt, dass dauerhaft kein verbesserter Schallschutz mehr 
zum Tragen kommt, kann die Rechtfertigung einer solchen Regelung, die durch 
den Gesetzgeber mit dem Umstellungsaufwand für laufende Planfest-
stellungsverfahren begründet wird, durchaus in Zweifel gezogen werden. jSie ist 
auch im Regelungssystem nicht stimmig, da Schallschutzmaßnahmen immer dem 
aktuellen Stand der Technik entsprechen müssen.
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Vernachlässigung der Möglichkeit zur Verwirklichung innovativer 
Schallschutzmaßnahmen im Rahmen der Schall 03 1990 bei bis Ende 
2014 begonnenen Planfeststellungsverfahren unter ausschließlicher 
Zugrundelegung der Vorgaben des § 41 BImSchG zulässig?

OVG Rheinland-Pfalz, Urt. vom 26.3.2014 – 8 C 10763/13 -
zur Errichtung einer niedrigen Schallschutzwand

„Nach Auffassung des Senats kann die Ablehnung des Einsatzes einer solchen innovativen Maßnahme 
des aktiven Schallschutzes nicht - wie im Planfeststellungsbeschluss geschehen - maßgeblich darauf 
gestützt werden, dass niedrige Schallschutzwände als Neuentwicklung in der derzeitigen Fassung der 
Schall 03 noch nicht als anerkannte Maßnahme des aktiven Schallschutzes vorgesehen sind. ..
Nach § 41 BImSchG sind schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche zu vermeiden, soweit dies 
nach dem „Stand der Technik“ möglich ist. Damit verweist § 41 Abs. 1 BImSchG auf die Legaldefinition 
des Standes der Technik in § 3 Abs. 6 BImSchG; zusätzlich sind die Vorgaben zum Stand der Technik in 
der Anlage zu § 3 Abs. 6 BImSchG zu beachten (vgl. dazu Jarass, a.a.O., § 41, Rn. 55, m.w.N.). Dabei 
verlangt der Stand der Technik nach § 3 Abs. 6 BImSchG den Einsatz „fortschrittlicher Verfahren, 
Einrichtungen und Betriebsweisen“. Dies wird in der Fachliteratur dahin verstanden, dass der Einsatz 
allgemein anerkannter Technik, die sich in der Praxis bereits durchgesetzt hat, nicht genügt; vielmehr 
müssen neueste Techniken zum Einsatz kommen, selbst wenn sie noch nicht erprobt wurden, sofern 
ihre praktische Eignung gesichert erscheint; allerdings ist bei der Ermittlung des Standes der Technik die 
Verhältnismäßigkeit zwischen Aufwand und Nutzen der betreffenden Maßnahmen zu berücksichtigen 
(vgl. zum Ganzen: Jarass, a.a.O., § 41, Rn. 56 f. sowie § 3, Rn. 92 ff, 102 ff, jeweils m.w.N.).“ Es besteht 
damit die Verpflichtung, innovative Schallschutzmaßnahmen auch dann zu prüfen und ggf. 
einzusetzen, wenn dies die Schall 03 nicht vorsieht.
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Rechtlicher Prüfungsmaßstab für die Übergangsbestimmung des § 3 
der 16. BImSchV für laufende Planfeststellungsverfahren

Aber besondere Darlegungsanforderungen zumindest 

im Revisonsverfahren

Der Kläger hält für grundsätzlich klärungsbedürftig,

"ob der Schienenbonus, der den Betroffenen eine höhere Lärmbelastung als nach den 
gesetzlichen Immissionsgrenzwerten der 16. BImSchV zumutet, im Rahmen eines 
Planfeststellungsverfahrens berücksichtigt werden kann, wenn bereits feststeht, dass 
die Regelung zum Schienenbonus in absehbarer Zeit, konkret ab 01.01.2015, d.h. in 
einem Zeitpunkt entfällt, der weit vor dem Zeitpunkt liegt, zu dem die geplante 
Baumaßnahme umgesetzt bzw. abgeschlossen werden kann".

BVerwG, B. v. 19.5.2015 – 3 B 7/15

Die Beantwortung der Frage ergibt sich unmittelbar aus den Sätzen 2 und 3 des § 43 
Abs. 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes, die mit dem Elften Gesetz zur Änderung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 2. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) neu gefasst 
oder in das Gesetz aufgenommen worden sind.

Einen weitergehenden Klärungsbedarf zeigt der Kläger mit der Beschwerde 
nicht auf.

http://www.juris.de/jportal/portal/t/2vl/page/jurisw.psml?doc.hl=1&doc.id=JURE150009216&documentnumber=1&numberofresults=38&doctyp=juris-r&showdoccase=1&doc.part=L&paramfromHL=true#HL2
http://www.juris.de/jportal/portal/t/2vl/page/jurisw.psml?doc.hl=1&doc.id=JURE150009216&documentnumber=1&numberofresults=38&doctyp=juris-r&showdoccase=1&doc.part=L&paramfromHL=true#HLT
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Begrenzung der Verpflichtung zur Realisierung aktiven 
Lärmschutzes ( noch 2 Stufe)

Eine Verpflichtung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen besteht auf der 
Grundlage des § 41 Abs. 1 BImSchG nur, soweit diese nach dem Stand der Technik 
vermeidbar sind. Von der Durchführung aktiver Schallschutzmaßnahmen kann abgesehen 
werden, wenn die Kosten der Schutzmaßnahme außer Verhältnis zu dem angestrebten 
Schutzzweck stehen würden (§ 41 Abs. 2 BImSchG). Angestrebter Schutzzweck ist die 
Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen durch Geräusche. Das Missverhältnis 
zwischen Kosten und angestrebtem Schutzzweck ist anhand der konkreten Umstände des 
jeweiligen Einzelfalls zu ermitteln und soll sich einer verallgemeinernden Betrachtung 
entziehen (BVerwG, Urt. vom 13.5.2009 – 9 A 72/07, NVwZ 2009 S. 1498, juris Rn. 64; siehe 
näher Schulze-Fielitz, Verw 2014, S. 243 ff.).
Es ist allerdings, bevor die Entscheidung getroffen werden kann, dass Maßnahmen des 
aktiven Schallschutzes unverhältnismäßig sind, eine differenzierte Kosten-Nutzen-Analyse
erforderlich. Dabei ist zunächst festzustellen, welche Kosten für einen Vollschutz 
erforderlich wären und sind dann, soweit dieser sich als unverhältnismäßig erweist, 
schrittweise Abschläge vorzunehmen, um die gerade noch mit verhältnismäßigem Aufwand 
zu leistende maximale Verbesserung der Lärmsituation  zu ermitteln (BVerwG, Urt. vom 
18.7.2013 – 7 A 9/12, juris Rn. 24). Dabei darf auch eine Kombination verschiedener aktiver 
und passiver Lärmschutzmaßnahmen nicht von vornherein und ohne nähere Begründung 
als unverhältnismäßig verworfen werden (OVG Magdeburg, Urt. vom 17.7.2014 – 1 K 
17/13, juris Rn.97).
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Anspruch auf Erstattung der Kosten für passive 
Lärmschutzmaßnahmen (3. Stufe)

Werden die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV überschritten, besteht ein 
Anspruch auf Entschädigung für die Verwirklichung passiver 
Schallschutzmaßnahmen,  z.B. für den Einbau besonders schalldämpfender Fenster. 

Es kommen zwei Konstellationen in Betracht: 

(1) Der aktive Lärmschutz nach dem Stand der Technik kann ein Überschreiten der 
Grenzwerte nicht (vollständig) verhindern. 

(2) Aktiver Lärmschutz scheidet (teilweise) wegen Unverhältnismäßigkeit aus.

Für diese Fälle bestimmt § 42 Abs. 2 BImSchG, dass für die nötigen 
Schallschutzmaßnahmen, welche die Lärmbetroffenen ergreifen müssen, 
Entschädigungen zu leisten sind. Zur Entschädigung verpflichtet ist das 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen i.S.d. § 2 Abs. 1, 3 AEG.
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Realisierung passiver Schallschutzmaßnahmen und 
schutzbedürftige Räume – 3. Stufe (passiver Schallschutz)

Nicht schutzbedürftig: Flur/Treppenhaus (2) WC (7) Quelle: DB Netz AG, Newsletter Emmerich-Oberhausen, 
3/2015 (abrufbar www.emmerich-oberhausen.de)
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Rechtsstellung betroffener Kommunen mit Bezug auf die 
Einhaltung von Vorgaben des Fachplanungsrechts

Die von einer eisenbahnrechtlichen Planfeststellung oder Plangenehmigung 
betroffenen Gemeinden können eine ordnungsgemäße Abwägung ihrer Belange in der 
beanspruchen. Dies bezieht sich insbesondere auf das durch Art. 28 GG 
verfassungsrechtlich geschützte Selbstverwaltungsrecht. Insofern sind die folgenden 
Teilaspekte der sich aus dem Selbstverwaltungsrecht ableitbaren gemeindlichen Rechte 
von besonderer Relevanz:

 Planungshoheit
 Selbstgestaltungsrecht der Kommunen
 Anspruch auf Schutz der kommunalen Infrastruktur
 Finanzhoheit

Ein Abwehranspruch einer betroffenen Gemeinde erwächst hieraus aber regelmäßig 
nur dann, wenn im Ergebnis die geschützten Belange nicht ordnungsgemäß abgewogen 
wurden und die gemeindlichen Belange damit in unverhältnismäßiger Weise 
beeinträchtigt werden (siehe nur BVerwG, NVwZ 2006, S. 155, juris Rn. 174). Die 
Einhaltung bestimmter Vorgaben des Immissionsschutzrechts können die Kommunen 
damit nicht beanspruchen und insbesondere auch nicht stellvertretend die Rechte 
betroffener Bürger geltend machen.
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Einzelheiten zum Schutz der gemeindlichen Planungshoheit bei 
eisenbahnrechtlichen Fachplanungen

Ein wehrfähiges Recht einer Gemeinde erwächst aus der Planungshoheit, wenn entweder 
eine bereits konkretisierte Planung im Verfahren dargelegt und nicht hinreichend 
berücksichtigt wurde oder aber eine einzelne noch nicht konkretisierte gemeindliche 
Planung durch die angegriffene Fachplanung gänzlich verhindert oder grundlegend 
behindert würde (BVerwG, Urt. vom 6.11.2013 – 9 A 9/12, UPR 2014, S. 223, juris Rn. 19). 
Eine nachhaltige Störung gemeindlicher Planungen, die diesen erst abwägungserhebliches 
Gewicht verleiht, setzt nicht voraus, dass durch eine Planfeststellung eine Umplanung 
erforderlich wird; vielmehr ist bereits das Interesse an der Bewahrung der in der 
Bauleitplanung zum Ausdruck gekommenen städtebaulichen Ordnung vor nachhaltigen 
Störungen ein schutzwürdiger kommunaler Belang (BVerwG, Urt. vom 6.11.2013 – 9 A 9/12 
-, juris Rn. 19; Urt. v. 8.1.1997 – 11 VR 30/95 -, juris Rn. 39). 
Allerdings werden die ansonsten zwingend zu beachtenden Regelungen des 
Städtebaurechts bei überörtlichen Fachplanungen auf der Grundlage der Regelung des § 38 
BauGB zu schlichten Abwägungsbelangen. Damit ist die kommunale Planungshoheit bei 
überörtlichen Fachplanungen ein Belang von mehreren, die in die fachplanerische 
Abwägungsentscheidung einfließen. Wesentlich für die Abwägung ist der 
Prioritätsgrundsatz (nachfolgende Planung hat auf vorhergehende hinreichend verfestigte 
Planung Rücksicht zu nehmen).
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Gemeindliche Planungshoheit und Fachplanung am Beispiel der 
Betuwe Route - Planfeststellungsabschnitt 1.1 in Oberhausen 
Fallbeispiel: Der regionale Flächennutzungsplan stellt den Kaisergarten in Oberhausen 
als Grünfläche und Parkanlage dar.  Dieser grenzt unmittelbar an die auszubauende 
Bahnstrecke an. Der Bereich ist zudem als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen. Die 
Planfeststellung regelt keinen aktiven Lärmschutz. Es wurde auf der Grundlage der 16. 
BImSchV und der Schall 03 1990 ein Beurteilungspegel von 59 dB(A) errechnet.
Während der Bebauungsplan einer Gemeinde lediglich im Rahmen der 
fachplanerischen Abwägung  mit dem ihm zukommenden Gewicht zu berücksichtigen 
ist, bestehen auf der Grundlage des § 7 Abs. 1 BauGB für den Träger der Fachplanung 
mit Bezug auf Flächennutzungsplandarstellungen weitergehende Bindungswirkungen. 
Danach ist die Fachplanung an die Darstellungen des Flächennutzungsplans 
anzupassen, wenn eine Beteiligung nach § 4 oder § 13 BauGB stattgefunden hat. Es 
besteht allerdings nur eine Bindung an die Grundkonzeption des Flächennutzungsplans 
(BVerwG, Beschl. vom 20.7.1990 – 4 N 3.88 -, NVwZ 1991, S. 262, 263; siehe auch 
Storost, DVBl. 2012 S. 461; Kämper, NVwZ 2013 S. 11). Der 
Flächennutzungsplandarstellungen muss allerdings eine konkrete planerische 
Vorstellung der Gemeinde zu Grunde liegen. Auch Erholungsgebiete sind gegenüber 
Eisenbahnlärm schutzbedürftig, wenn sie dem dauernden Aufenthalt von Menschen 
dienen (BVerwG, B. v. 8.1.1997 – 11 VR 30/95, B. v. 17.3.1992 – 4 B 230/91). Die 
Verneinung jeglichen Schutzes (auch angesichts  des vorhandenen 
Wohnmobilstellplatzes) im konkreten Fall dürfte - angesichts der erheblichen 
Überschreitung der Grenzwerte für Dorf- und Mischgebiete - abwägungsfehlerhaft sein.
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Selbstgestaltungsrecht der von einer eisenbahnrechtlichen 
Fachplanung betroffenen Kommune mit Bezug auf Maßnahmen zum 
aktiven Lärmschutz
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Haltepunkt Voerde – Visualisierung des derzeitigen Planungsstandes - Quelle: 
DB Netz AG (www.emmerich-oberhausen.de)

https://www.youtube.com/watch?v=-
meMUQfPuPU&feature=player_detailpage
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Lösungsvorschlag  der Betuwe Anrheinerkomunen
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Rechtsposition der Gemeinden bezüglich der Gestaltung von 
Lärmschutzanlagen (Abwägung von Alternativen)

Fallbeispiel: Dazu hat das EBA im Planfeststellungsbeschluss ausgeführt, die 
Verstärkung der Trennwirkung durch die zum Schallschutz notwendigen 
Lärmschutzwände sei unvermeidbar, die optische Trennwirkung werde aber durch 
die vorgesehene Gestaltung stark abgemildert, ohne gänzlich verhindert werden 
zu können. An Milderungsmaßnahmen sind im Bereich des Bahnhofs die oberen 
Elemente der Lärmschutzwand in Höhe von 1 m als transparente Elemente 
vorgesehen; die Lärmschutzwände werden im Bereich der Wohnbebauung an der 
G...straße begrünt und die Farbgebung der Aluminiumwände wird nach Zusage 
der Vorhabensträgerin mit dem Kläger abgestimmt.

BayVGH, Urt. vom 14.10.2014 – 22 A 13.40069)
Diese Abwägungsentscheidung ist nicht fehlerhaft; insbesondere wurden die betroffenen Belange des 
Selbstgestaltungsrechts des Klägers, des Schallschutzanspruchs der Anwohner sowie der sparsamen 
Mittelverwendung des Vorhabenträgers in die Abwägung mit dem ihnen zukommenden Gewicht eingestellt und 
nachvollziehbar abgewogen, auch hinsichtlich der Verwendung von Aluminium- statt Glas- oder Betonwänden aus 
Gründen der Schallreflexionsminderung, Haltbarkeit und Sparsamkeit. Im Ergebnis ebenfalls nachvollziehbar hat 
das EBA ausgeführt, dass die Lärmschutzwände nur einen kleinen Teil des Gemeindegebiets betreffen, die 
Maßnahmen die optische Trennwirkung deutlich mindern und die Ausführung daher das Ortsbild und die 
Weiterentwicklung der Gemeinde nicht erheblich beeinträchtigt.

Auffassung m.E. zu restriktiv – Gemeinden müssen allerdings konkrete Alternativen 
möglichst in das Planfeststellungsverfahren einbringen. 
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Beispiel für die Erarbeitung von Gestaltungsalternativen für 
Lärmschutzanlagen mit Bezug auf die Betuwe Route: 
Gestaltungsleitbild der Stadt Voerde

Auszug aus dem Leitbild u.a. mit Bezug auf die Bahnüberführung Bahnhofstr.
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Beispiele für alternative sog. innovative Schallschutzmaßnahmen

Quelle: Möhler, Innovative Schall-
schutzmaßnahmen für die Eisenbahnen und deren 
Auswirkungen auf die Schallschutzplanung in 
Bamberg, Bahnlärmkongress Bamberg, 5.10.2012 
(https://www.stadt.bamberg.de/media/custom/182

9_6604_1.PDF?1353923430).

Quelle: DB

Erzielbare 
Pegelminderung  ca. 2 
– 5 dB(A)
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Innovative Maßnahmen zum Schallschutz an der Quelle

Bei 100 % 
Umrüstung

K = Kompositbremssohle
LL = Low Noise Low Friction

10 dB(A) werden subjektiv als Halbierung des 
Lärms wahrgenommen

LL Bremssohle
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Quelle: Möhler, Innovative Schall-schutzmaßnahmen für die Eisenbahnen und deren Auswirkungen auf die 
Schallschutzplanung in Bamberg, Bahnlärmkongress Bamberg, 5.10.2012 
(https://www.stadt.bamberg.de/media/custom/1829_6604_1.PDF?1353923430)
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(auch Erschütterungsschutz)
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Wirkung von Geschwindigkeitsbegrenzungen im Bahnverkehr 
auf die Schallimmissionen (Güterzüge)

Quelle: Möhler, Innovative Schallschutzmaßnahmen für die Eisenbahnen und deren Auswirkungen auf die 
Schallschutzplanung in Bamberg, Bahnlärmkongress Bamberg, 5.10.2012 
(https://www.stadt.bamberg.de/media/custom/1829_6604_1.PDF?1353923430)
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Pegelveränderungen aufgrund einer Erhöhung/Verringerung des 
Zugaufkommens
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Möglicher Maximaleffekt der Kombination 
verschiedener Lärmschutzmaßnahmen

Quelle:

KCW GmbH, 8.6.2015

https://www.stadt.bam
berg.de/media/custom/
1829_13144_1.PDF?143
9456207
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Bindungswirkung von Lärmaktionsplänen der Kommunen für die DB 
Netz AG?

Kommunalfreundliche Auffassung:
Bindungswirkung eines Lärmaktionsplans und Durchsetzungsmöglichkeiten in der Praxis
Kurzreferat  (Zeitschrift für Immissionsschutzrecht und Emissionshandel, 2014, 230 ff.)

Die rechtliche Bindungswirkung eines Lärmaktionsplans einer Kommune wird aus  § 47 Abs. 6 BImSchG 
abgeleitet. Adressat der Vorschrift ist die öffentliche Verwaltung. Der Verfasser vertritt die Ansicht, dass auch 
die DB Netz AG insoweit als Trägerin der öffentlichen Verwaltung anzusehen und sie daher an 
Lärmaktionspläne gebunden sei. Einzelne Maßnahmen des Lärmaktionsplans könnten von der planenden 
Kommune, einem vom Lärm Betroffenen oder einem anerkannten Umweltverband i.S.v. § 3 UmwRG im 
Klagewege durchgesetzt werden.  Eine von Lärmauswirkungen eines Schienenweges betroffene Gemeinde 
könne sich auf die Verletzung ihres kommunalen Selbstverwaltungsrechts nach Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG  stützen. 
Der Autor nimmt, beim Vorliegen von gesundheitsschädlichen Lärmwerten, einen Planungsvollzugsanspruch 
des Betroffenen  an. Handle es sich um erhebliche Belästigungen, sei der Betroffene auch vor diesen 
schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen. Drittschutz wird lediglich für den Fall der Vorsorge abgelehnt. 
Schließlich deute sowohl die jüngere Rechtsprechung des EuGH, und zwar das Urteil vom 08.03.2011, Rs. C-
240/09 (NVwZ 2011, 673) als auch die Rechtsprechung des BVerwG, Urteil vom 05.09.2013, Az. 7 C 21/12 
(NVwZ 2014, 64) darauf hin, dass vom Bestehen einer Klagebefugnis für anerkannte Umweltverbände i.S.v. § 3 
UmwRG auszugehen sei. Der Verfasser nimmt an, dass die Frage letztlich vom EuGH entschieden werden wird.
BVerwG lässt offen, ob die Darstellung als ruhiges Gebiet in einem Lärmaktionsplan die 
fachplanungsrechtliche Zumutbarkeitsschwelle beeinflusst (Beschl. vom 17.2.2015 – 4 B 53/14). 
Unionsrechtlich sei geklärt, dass Gemeinden aus Lärmaktionsplänen keine subjektiven Rechte herleiten 
könnten (BVerwG, Urt. vom 18.12.2014 – 4 C 35/13). Subjektive Rechte verneint bezüglich eines 
Lärmaktionsplans betreffend die Rheintalbahn auch das VG Freiburg (Urt. 25.7.2014 – 5 K 1491/13).

Mögliche Strategie: Klage Privater bzw. von Umweltverbänden mit dem Zwischenziel eines 
Vorabentscheidungsverfahrens zum EuGH
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Sind betriebsbezogene Regelungen zum Schutz vor Lärm im 
Eisenbahnrecht zulässig?
Befugnis zu Betriebsbeschränkungen im Planfeststellungsverfahren:

BVerwG, Urteil vom 21. November 2013, Az. 7 A 28/12 
• Das Gericht bejaht die Befugnis der Behörde, zur Konfliktbewältigung auch 
betriebsregelnde Anordnungen zu erlassen 
• ausdrücklich auch in „Bauplanfeststellung“ 
• Es erfolgt seitens des Gerichts keine Festlegung ob gestützt auf § 74 Abs. 2 S. 2 VwVfG 
oder § 41 Abs. 1 S. 1 BImschG.
• Es wird offen gelassen, inwieweit Befugnis durch öffentliches Interesse an 
Funktionsfähigkeit des Schienenverkehrs eingeschränkt ist.

Erlass von Anordnungen im laufenden Betrieb?

Verneint: BayVGH, Urteil vom 19. August 2014, Az. 22 B 11.2608 u. a. 
Lärmschutz = nicht von §§ 5, 5a AEG erfasst 
• Bejaht: OVG Rh-Pf, Beschl. vom 23. Dezember 2014, Az. 8 B 11123/14 

eisenbahnspezifische Gefahrenabwehr i.S.d. §§ 5, 5a AEG 
• Anordnung muss „erforderlich“ i.S.d. § 5a II AEG sein 
• Wahrung der Verhältnismäßigkeit
• Es besteht ein Entschließungs- und Auswahlermessen der Behörde 
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Besonderheiten des Rechtsschutzes mit Bezug auf 
eisenbahnrechtliche Planfeststellungen und Plangenehmigungen

Die Aufhebung fachplanerischer Zulassungsentscheidungen kann im Wege der 
Anfechtungsklage erreicht werden. Allerdings ist im Zusammenhang mit einer 
sachgerechten Antragstellung im gerichtlichen Verfahren die Möglichkeit der Heilung 
von Mängeln und sind die gesetzlichen Regelungen zur Planerhaltung mit in die 
Betrachtung einzubeziehen
1. Heilung von Mängeln im gerichtlichen Verfahren
Zunächst kommt eine Heilung von Mängeln noch im gerichtlichen Verfahren in Betracht, soweit 
das Gericht nicht – wie in dem Revisionsverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht – auf eine 
reine Rechtsprüfung beschränkt ist. Die Nachbesserung von Planfeststellungsentscheidungen, 
auch aufgrund gerichtlicher Hinweise, entspricht der üblichen Verwaltungspraxis. Insofern 
können z.B. Regelung mit Bezug auf die Realisierung zusätzlicher Schutzvorkehrungen noch 
nachträglich in einen Planfeststellungsbeschluss aufgenommen werden. In einem solchen Fall 
verschmilzt der ursprüngliche Planfeststellungsbeschluss mit dem den Fehler behebenden 
Planergänzungsanspruch zu einer Einheit. Es entspricht dabei sachgerechter Auslegung, dass der 
Kläger nunmehr die Klage gegen den neuen Klagegegenstand richtet (BVerwG, Urt. vom 
18.3.2009 – 9 A 31/07, NVwZ 2010 S. 63, juris Rn. 24). Ggf, ist der Rechtsstreit dann, soweit durch 
die Planänderung die Beschwer entfällt, in der Hauptsache für erledigt zu erklären, um eine für 
den Kläger negative Kostenentscheidung zu vermeiden

A. Antragstellung
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Besonderheiten des Rechtsschutzes mit Bezug auf 
eisenbahnrechtliche Planfeststellungen und Plangenehmigungen
2.  Relevanz von Abwägungsfehlern für das gerichtliche Verfahren

2.1 Möglicher Einfluss von Abwägungsfehlern auf die getroffene Entscheidung
Eine Aufhebung einer Planfeststellungsentscheidung bzw. einer Plangenehmigung kann, 
soweit Abwägungsfehler gerügt werden, nur dann erreicht werden, wenn es sich um im 
Sinne der § § 18 Abs. 1 S. 3 AEG, 75 Abs. 1 a VwVfG beachtliche Abwägungsfehler handelt. 
Mängel bei der Abwägung sind insofern nur dann erheblich, wenn sie offensichtlich und auf 
das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind. Offensichtlich ist ein Abwägungsmangel 
nach der Rechtsprechung, wenn er zur äußeren Seite des Abwägungsvorgangs gehört, also 
auf objektiv fassbaren Umständen beruht (BVerwG, Urt. vom 21.8.1981, NJW 1982 S. 591, 
juris Rn. 24). Hierzu gehört alles, was aus Planunterlagen, zum Beispiel Akten, Protokollen, 
Entwürfen, Begründungen usw. ersichtlich ist (Vgl. BVerwG, Beschl. vom 15.5.1996 – 11 VR 
3/96, NVwZ-RR 1996, S. 557, juris Rn. 16). Eine Suche nach Motiven, die keinen Eingang in 
die Planunterlagen gefunden haben, soll gerade unterbleiben (alte Rechtsprechung !!).
Auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen sind nur solche Fehler, bei denen die 
konkrete Möglichkeit besteht, dass ohne den Fehler eine andere Entscheidung getroffen 
worden wäre (BVerwG, Urt. vom 21.3.1996 – 4 C 19/94, NVwZ 1996 S. 1016, juris Rn. 28). 
Das BVerfG verlangt neuerdings allerdings restriktiver, dass konkrete Anhaltspunkte dafür 
bestehen müssen, dass die Planfeststellungsbehörde bei Kenntnis bestimmter 
Gesichtspunkte die gleiche Abwägungsentscheidung getroffen hätte (BVerfG, B. v. 
16.12.2015 – 1 BvR 685/12 neu!!).
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Besonderheiten des Rechtsschutzes mit Bezug auf 
eisenbahnrechtliche Planfeststellungen und Plangenehmigungen

2.2 Möglichkeit der Fehlerbehebung durch eine ergänzendes Verfahren

Soweit ein Abwägungsmangel nicht auf der Grundlage der §§ 18 S. 3 AEG,  § 75 Abs. 1 a 
VwVfG unbeachtlich ist, kommt die Aufhebung eines Planfeststellungsbeschlusses oder 
einer Plangenehmigung auch nur dann in Betracht, wenn der Mangel nicht durch 
Planergänzung oder ein ergänzendes Verfahren behoben werden kann (§ 75 Abs. 1 a S. 2 
VwVfG). Unter Planergänzung ist die Ergänzung eines Planfeststellungsbeschlusses um 
eine zusätzliche inhaltliche Regelung – zumeist eine Schutzauflage – zu verstehen. 

Eine solche Planergänzung ist allerdings dann nicht zulässig, wenn hierdurch das 
Gesamtkonzept des Plans wesentlich berührt wird oder sie dazu führt, dass nunmehr ein 
anderer Belang wesentlich stärker beeinträchtigt wird (BVerwG, Urt. vom 20.10.1989 – 4 C 
12/87, NJW 1990 S. 925, juris Rn. 27).
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Besonderheiten des Rechtsschutzes mit Bezug auf 
eisenbahnrechtliche Planfeststellungen und Plangenehmigungen

Bereits bei der Formulierung des Klageantrages muss der Tatsache 
Rechnung getragen werden, dass gerügte Rechtsmängel häufig nicht die 
Ausgewogenheit der Planung insgesamt in Frage stellen, so dass nur die 
Anordnung zusätzlicher Schutzvorkehrungen in Betracht kommt. Ein Antrag 
auf Aufhebung eines Planfeststellungsbeschlusses oder einer 
Plangenehmigung kann dann nicht zum Erfolg führen. Es sollte daher 
zumindest ein Hilfsantrag gestellt werden, der auf eine Planergänzung 
durch weitergehende Schutzauflagen abzielt. 
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Besonderheiten des Rechtsschutzes mit Bezug auf 
eisenbahnrechtliche Planfeststellungen und Plangenehmigungen
Formulierungsbeispiel:
Klage gegen einen Planfeststellungsbeschluss auf der Grundlage des AEG
An das Oberverwaltungsgericht
Klage
der Stadt .., Rathausplatz, ..-stadt, vertreten durch den Bürgermeister

- Klägerin –
gegen
die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Eisenbahnbundesamt

- Beklagte –
wegen Anfechtung des Planfeststellungsbeschlusses zum …
Es wird beantragt,
1. Der Planfeststellungsbeschluss der Beklagten vom .. (ggf. in der Fassung des 
Planänderungsbeschlusses vom ..) wird aufgehoben,

2. hilfsweise, den Planfeststellungsbeschluss vom .. um die Verpflichtung des Vorhabenträgers zu 
ergänzen, mit geeigneten Maßnahmen des aktiven Schallschutzes sicherzustellen, dass an dem 
Gebäude ..-straße die Immissionsrichtwerte der 16. BImSchV für Mischgebiete eingehalten werden

3. weiter hilfsweise, den Beklagten zu verpflichten nach der Rechtsauffassung des Gerichts über des 
Begehren der Klägerin zur Realisierung weitergehenden Lärmschutzes erneut zu entscheiden,

4- weiter hilfsweise, festzustellen, dass der Planfeststellungsbeschluss vom .. rechtswidrig und nicht 
vollziehbar ist.
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Besonderheiten des verwaltungsgerichtlichen Eilverfahrens bei 
eisenbahnrechtlichen Planfeststellungen

Im verwaltungsgerichtlichen Eilverfahren wird durch das erkennende Gericht regelmäßig 
auf der Grundlage einer Interessenabwägung entschieden. Dabei kommt es gerade bei 
fachplanungsrechtlich zulassungsbedürftigen Vorhaben häufig auf die Aufklärung 
komplexer technisch oder tatsächlicher Zusammenhänge an, wobei die Gerichte im 
Eilverfahren bezüglich eigener Tatsachenaufklärung und auch der Überprüfung 
behördlicher Annahmen sehr zurückhaltend sind (Vgl. BVerwG, Beschl. vom 20.10.2010 –
9 VR 5/10, juris Rn. 7; BVerwG, Beschl. vom 25.3.2009 – 4 ‚B 63/08, juris Rn. 24; OVG 
Münster, Beschl. vom 26.11.2003 – 21 B 1482/03 – trotz eines von Seiten der 
Antragsteller vorgelegten Sachverständigengutachtens zur fehlenden Gewährleistung der 
Deichsicherheit; vgl. mit Bezug auf die Anwendung technischer Regelwerke sowie die 
vorrangig der Planfeststellungsbehörde obliegende Risikoentscheidung HessVGH, Beschl. 
vom 29.7.2013 – 9 B 1363/13.T Rn. 25). 

Im Rahmen der Interessenabwägung durch das Gericht soll auch zu berücksichtigen sein, 
dass der Gesetzgeber im Luftverkehrsrecht und dem Eisenbahnrecht dem Vollzugsinteresse 
durch den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erhebliches Gewicht beigemessen hat 
(Zum Luftverkehrsrecht BVerwG, Beschl. vom 14.4.2005 – 4 VR 1005/04, NVwZ 2005 S. 689; 
zum Eisenbahnrecht BVerwG, Beschl. vom 7.7.2010 – 7 VR 2/10, juris Rn. 39; Debus, NVwZ
2006, 49 ff.). 
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Besonderheiten des verwaltungsgerichtlichen Eilverfahrens bei 
eisenbahnrechtlichen Planfeststellungen

Die Durchführung eines Eilverfahrens ist – soweit komplexe technische 
Fragen im Vordergrund stehen – häufig nicht sinnvoll (auch angesichts des 
erheblichen finanziellen Aufwandes für das Betreiben von 
Gerichtsverfahren).

Planergänzungsansprüche können im Eilverfahren nur mit einem 
Antrag nach § 123 VwGO verfolgt werden! Der Erlass einer 
Regelungsanordnung setzt allerdings voraus, dass dem Antragsteller im 
Falle des Nichterlasses irreparable Nachteile entstehen (Bostedt, in: 
Fehling/Kastner, § 123 VwGO Rn. 78; siehe auch Johlen, DVBl. 1989, 
287 ff.). 
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Weiterführende Hinweise finden Sie – außer in den bereits vorstehend benannten 
Quellen – auch in dem Beitrag: Himmelmann, Kommunen als Betroffene 
planfeststellungsbedürftiger Vorhaben, in: Praxis der Kommunalverwaltung, 
Kommunal- und Schulverlag (auch abrufbar über beck-online).


